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& SACHVERHALT

E hat vor vielen Jahren von ihrer Großmutter ein großes Mehrfamilienhaus in Bielefeld
geerbt. Die darin befindlichen zwei Wohnungen vermietet sie privat, um mit den Einnahmen
einen Teil ihres Lebensunterhalts zu bestreiten. Aus den Medien hatte E erfahren, dass der
Gesetzgeber als Maßnahme gegen Wohnungsmangel in Ballungsräumen auf Grundlage des
Art. 74 I Nr. 1 GG eine neue Regelung, die sog. Mietpreisbremse, erlassen hat. Der § 556 d
BGB ist am 1.6.2019 in Kraft getreten. Der Gesetzgeber will damit der Verdrängung wirt-
schaftlich leistungsschwächerer Bevölkerungsgruppen aus stark nachgefragten Wohngebieten
entgegenwirken. Nachdem in den letzten Jahren immer mehr Menschen Bielefeld entdeckten
und die Stadt erheblich an Attraktivität gewonnen hat, kommt es zunehmend zu Wohnungs-
knappheit in der Stadt und einer signifikanten Erhöhung des durchschnittlichen Mietpreises
für Wiedervermietungen. Die Landesregierung NRW nutzt daher sogleich das neue Gesetz,
um gemäß der Verordnungsermächtigung in § 556 d II BGB das Stadtgebiet von Bielefeld am
27.6.2019 durch Verordnung (§ 1 MietbegrenzungsVO) als „Gebiet mit angespanntem Woh-
nungsmarkt“ iSv § 556 d I BGB auszuweisen.

E ist hierüber wenig erfreut, denn sie hatte gerade vorgesehen, eine der Wohnungen, die nach
einem Auszug zurzeit leer steht, demnächst an einen bereits in Verhandlung stehenden Mieter
zu vermieten. Nun ist sie bei der Wiedervermietung an die Regelung des § 556 d I BGB
gebunden, nach der sie ihre Wohnungen nicht für mehr als 10% über der ortsüblichen
Vergleichsmiete wiedervermieten darf. E sieht sich hierdurch in ihrem Grundrecht auf Eigen-
tum verletzt. Sie meint, das Gesetz könne an der Angebotsknappheit auf dem Wohnungs-
markt gar nichts ändern. Viel sinnvoller wäre es, wenn der Staat den Bau neuer Sozial-
wohnungen fördern würde.

Weil § 556 d I BGB auf regional abweichende ortsübliche Vergleichsmieten abstellt, sieht sich
E im Vergleich zu Eigentümern in anderen Gegenden mit wesentlich höheren Vergleichs-
mieten benachteiligt. Ihre Cousine in München etwa, die ebenfalls eine Wohnung vermiete,
könne aufgrund der schon bestehenden hohen örtlichen Vergleichsmieten unterm Strich viel
mehr von ihren Mietern abkassieren. Dies sei doch eine nach Art. 3 I GG unzulässige
Ungleichbehandlung.

Außerdem will die zutiefst rechtstreue E jetzt wissen, was Sache sei. Sie habe keine Lust, die
Frage mit ihrem neuen Mieter vor Gericht zu klären und am Ende Rückzahlungen leisten zu
müssen. Dieser würde aufgrund des Wettbewerbsdrucks auf dem Bielefelder Wohnungs-
markt sowieso keinen Rechtsstreit anstrengen, weswegen die Frage also nicht aus der Welt zu
schaffen sei. E erhebt am 4.10.2019 Verfassungsbeschwerde gegen § 556 d I BGB iVm § 1
MietbegrenzungsVO vor dem BVerfG. Hat die Verfassungsbeschwerde der E Aussicht auf
Erfolg?

Bearbeitervermerk: Art. 2 I GG und Art. 12 GG sind nicht zu prüfen. Von der Verfassungsmäßigkeit
der MietbegrenzungsVO und ihrer Ermächtigungsgrundlage (§ 556 d II BGB) ist auszugehen.

§ 556 d BGB

(1) Wird ein Mietvertrag über Wohnraum abgeschlossen, der in einem durch Rechtsverordnung nach
Absatz 2 bestimmten Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt liegt, so darf die Miete zu
Beginn des Mietverhältnisses die ortsübliche Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 2) höchstens um 10 Prozent
übersteigen.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten durch
Rechtsverordnung für die Dauer von höchstens fünf Jahren zu bestimmen …

§ 558 BGB

(1) …

* Die Autoren sind Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europarecht, Völkerrecht, Migrationsrecht und Rechts-
vergleichung Prof. Dr.Mattias Wendel, Maîtr. en droit (Paris 1) an der Universität Leipzig.
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(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in der Gemeinde oder
einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit
und Lage einschließlich der energetischen Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten vier Jahren
vereinbart oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer Förderzusage
festgelegt worden ist.

& LÖSUNG

Hinweis: Dem Fall liegt der Beschluss des BVerfG NJW 2019, 3054 zugrunde, der zwei Vorlagen des LG
Berlin als unzulässig zurückweist und eine Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung annimmt, die
sich mittelbar gegen den durch das MietNovG vom 21.4.2015 (BGBl 2015 I 610) in das BGB eingefügten
§ 556 d und gegen die Berliner MietBegrV richtet. Zur Besprechung des zugrunde liegenden Beschlus-
ses: Blankenagel/Spoerr DDW 2019, 244. S. außerdem: LG Berlin NZM 2018, 118. Weiterführende
Literatur zum Thema: Abramenko ZRP 2018, 34; Artz NZM 2017, 281; Artz/Börstinghaus NZM 2019,
12; Blankenagel/Schröder/Spoerr DDW 2015, 1; Börstinghaus NJW 2018, 665; Börstinghaus/Thiede
NZM 2016, 489; Gsell/Siegmund NZM 2019, 489; Lehmann-Richter NZM 2017, 497; Leuschner NJW
2014, 1929; Putzer NVwZ 2019, 283; Schede/Schuldt NVwZ 2019, 1572; Schuldt NZM 2018, 257;
Schuldt ZRP 2018, 222; Schultz ZRP 2014, 37; Selk NJW 2019, 329; Tietzsch/Raabe WuW 2017, 688;
Zehelein NZM 2015, 761; Zuck NZM 2016, 657.

Die Verfassungsbeschwerde hat Erfolg, wenn und soweit sie zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Zuständigkeit

Gemäß Art. 93 I Nr. 4 a GG iVm §§ 13 Nr. 8 a, 90 I BVerfGG ist das Bundesverfassungs-
gericht für Individualverfassungsbeschwerden zuständig.

II. Beschwerde- und Prozessfähigkeit

Nach Art. 93 I Nr. 4 a GG und § 90 I BVerfGG ist „jedermann“ beschwerdefähig, also jeder,
der Träger von Grundrechten sein kann. A als natürliche Person ist Grundrechtsträgerin und
damit „jedermann“ im Sinne der Norm. Sie ist beschwerde- und auch prozessfähig.

III. Beschwerdegegenstand

Ferner müsste es sich bei der von E beanstandeten Norm um einen tauglichen Beschwerde-
gegenstand handeln. Gemäß § 90 I BVerfGG kann jeder Akt der (deutschen) öffentlichen
Gewalt Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde sein. Anders als in Art. 19 IV GG, der
unter der öffentlichen Gewalt nur die Exekutive versteht, sind hier mit Blick auf die umfas-
sende Grundrechtsbindung in Art. 1 III GG alle drei Gewalten erfasst, also Legislative,
Exekutive und Judikative. E wendet sich gegen § 556 d I BGB iVm § 1 MietbegrenzVO.
Dabei handelt es sich um ein formelles Gesetz als Akt der Legislative und einen Ausführungs-
akt der Exekutive, somit um taugliche Beschwerdegegenstände.

IV. Beschwerdebefugnis

E müsste auch beschwerdebefugt sein.

1. Möglichkeit der Grundrechtsverletzung

Hierfür müsste E zunächst plausibel geltend machen, durch den angegriffenen Hoheitsakt in
ihren Grundrechten verletzt zu sein. Erforderlich ist hierfür zumindest die Möglichkeit einer
Grundrechtsverletzung, dh, sie darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein (sog. Möglich-
keitstheorie). E macht geltend, dass die Regulierung der Höhe des Mietpreises sie in ihrer
Möglichkeit der Nutzung ihres Eigentums beschränke; sie könnte in ihrer Eigentumsfreiheit
aus Art. 14 I GG verletzt sein. Darüber hinaus kommt eine Verletzung des allgemeinen
Gleichheitssatzes aus Art. 3 I GG in Betracht. Da § 556 d I BGB an die ortsübliche Ver-
gleichsmiete anknüpft, fällt die tatsächlich maximal zulässige Mietpreishöhe je nach örtlichem
Mietspiegel unterschiedlich hoch aus. Dies könnte eine von E geltend gemachte ungerecht-
fertigte Ungleichbehandlung im Vergleich zu Eigentümern in anderen Gebieten mit abwei-
chender örtlicher Vergleichsmiete darstellen.

Akt der Legislative und
Akt der Exekutive

Art. 14 I GG und Art. 3 I GG
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